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RICHTLINIE 2003/41/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 3. Juni 2003 

über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der 
betrieblichen Altersversorgung 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2, Artikel 55 und Artikel 95 
Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ein echter Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen ist für das 
Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
der Gemeinschaft von grundlegender Bedeutung. 

(2) Bei der Schaffung dieses Binnenmarktes wurden bereits große 
Fortschritte erzielt, so dass die Finanzinstitute ihre Tätigkeit in 
anderen Mitgliedstaaten ausüben können und ein hohes Maß an 
Schutz für die Nutzer von Finanzdienstleistungen gewährleistet 
wird. 

(3) In der Mitteilung der Kommission „Umsetzung des Finanzmarkt­
rahmens: Aktionsplan“ wird eine Reihe von Maßnahmen genannt, 
die zur Vollendung des Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen 
getroffen werden müssen, und der Europäische Rat forderte auf 
seiner Tagung in Lissabon am 23. und 24. März 2000, dass der 
Aktionsplan bis 2005 durchgeführt wird. 

(4) Der Aktionsplan für Finanzdienstleistungen führt die Ausarbei­
tung einer Richtlinie über die Beaufsichtigung von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung als vorrangige Priorität auf, da 
es sich bei diesen Einrichtungen um große Finanzinstitute han­
delt, die bei der Integration, Effizienz und Liquidität der Finanz­
märkte eine Schlüsselrolle zu spielen haben, für die es aber kei­
nen kohärenten gemeinschaftlichen Rechtsrahmen gibt, auf des­
sen Grundlage sie die Vorteile des Binnenmarktes umfassend 
nutzen können. 

(5) Da Systeme der sozialen Sicherung stärker unter Druck geraten, 
wird in Zukunft die betriebliche Altersversorgung zunehmend als 
Ergänzung der öffentlichen Rentensysteme herangezogen werden. 
Deswegen sollte die betriebliche Altersversorgung entwickelt 
werden, ohne jedoch die Bedeutung der Rentensysteme der So­
zialversicherungen im Hinblick auf die Sicherheit, die Beständig­
keit und die Wirksamkeit des Sozialschutzes, der einen angemes­
senen Lebensstandard im Alter gewährleisten und daher im Mit­
telpunkt des Ziels der Stärkung des europäischen Sozialmodells 
stehen sollte, in Frage zu stellen. 
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(6) Die vorliegende Richtlinie stellt damit einen ersten Schritt auf 
dem Weg zu einem europaweit organisierten Binnenmarkt für 
die betriebliche Altersversorgung dar. Durch die Festlegung des 
„Grundsatzes der Vorsicht“ als grundlegendes Prinzip für Kapital­
anlagen sowie die Ermöglichung der grenzüberschreitenden Tä­
tigkeit von Einrichtungen sollte die Bildung von Sparkapital im 
Bereich der betrieblichen Altersversorgung gefördert und so ein 
Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt geleistet 
werden. 

(7) Die in dieser Richtlinie festgelegten Aufsichtsvorschriften sollen 
gleichermaßen ein hohes Maß an Sicherheit für die zukünftigen 
Rentner durch strenge Aufsichtsstandards gewährleisten und eine 
effiziente Verwaltung der betrieblichen Altersversorgungssysteme 
ermöglichen. 

(8) Einrichtungen, die von einem Trägerunternehmen vollständig ge­
trennt sind und ihre Tätigkeit nach dem Kapitaldeckungsverfah­
ren mit dem einzigen Zweck ausüben, Altersversorgungsleistun­
gen zu erbringen, sollte, ungeachtet dessen, ob sie als juristische 
Personen angesehen werden, die freie Erbringung von Dienstleis­
tungen und die Anlagefreiheit — vorbehaltlich lediglich koor­
dinierter Aufsichtsvorschriften — ermöglicht werden. 

(9) Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip sollten die Mitgliedstaaten un­
eingeschränkt für die Organisation ihrer Altersversorgungssys­
teme und die Entscheidung über die Rolle zuständig sein, die 
die einzelnen drei „Säulen“ der Altersversorgung in den jeweili­
gen Mitgliedstaaten zu spielen haben. Im Rahmen der zweiten 
Säule sollten sie ferner uneingeschränkt für die Rolle und Auf­
gaben der verschiedenen Einrichtungen, die betriebliche Alters­
versorgungsleistungen erbringen, wie branchenweite Pensions­
fonds, Betriebspensionsfonds und Lebensversicherungsgesell­
schaften, zuständig sein. Dieses Recht sollte durch diese Richt­
linie nicht in Frage gestellt werden. 

(10) Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Teilnahme von 
Selbstständigen an Einrichtungen der betrieblichen Altersversor­
gung sind unterschiedlich. In einigen Mitgliedstaaten können Ein­
richtungen der betrieblichen Altersversorgung auf der Grundlage 
von Vereinbarungen mit einer Branche oder Branchenverbänden, 
deren Mitglieder in der Eigenschaft als selbstständige Berufstätige 
handeln, oder unmittelbar mit Selbstständigen und abhängig Be­
schäftigten tätig werden. In einigen Mitgliedstaaten kann ein 
Selbstständiger auch Mitglied einer Einrichtung werden, wenn 
er als Arbeitgeber handelt oder in einem Unternehmen freiberuf­
liche Dienstleistungen erbringt. In einigen Mitgliedstaaten können 
Selbstständige Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
nur dann beitreten, wenn bestimmte Anforderungen einschließlich 
der durch das Arbeits- und Sozialrecht vorgeschriebenen Anfor­
derungen erfüllt sind. 

(11) Vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie sollten Systeme der 
sozialen Sicherheit verwaltende Einrichtungen ausgenommen 
werden, die auf Gemeinschaftsebene bereits koordiniert sind. 
Die Besonderheit von Einrichtungen, die in einem Mitgliedstaat 
sowohl Systeme der sozialen Sicherheit als auch betriebliche Al­
tersversorgungssysteme verwalten, sollte jedoch berücksichtigt 
werden. 
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(12) Finanzinstitute, für die es bereits einen Rechtsrahmen der Ge­
meinschaft gibt, sollten im Allgemeinen vom Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie ausgenommen werden. Da jedoch diese Einrich­
tungen in einigen Fällen möglicherweise betriebliche Altersver­
sorgungsleistungen erbringen, ist sicherzustellen, dass diese 
Richtlinie nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führt. Solche Ver­
zerrungen können dadurch vermieden werden, dass bestimmte 
Aufsichtsvorschriften dieser Richtlinie auf das betriebliche Alters­
versorgungsgeschäft von Lebensversicherungsunternehmen ange­
wandt werden. Die Kommission sollte darüber hinaus die Lage 
auf dem Markt für betriebliche Altersversorgungen sorgfältig 
überwachen und prüfen, ob es möglich ist, die fakultative An­
wendung dieser Richtlinie auf andere beaufsichtigte Finanzinsti­
tute zu erweitern. 

(13) Wenn er die finanzielle Absicherung im Ruhestand zum Ziel hat, 
sollte der Leistungsumfang der Einrichtungen der betrieblichen 
Altersversorgung in der Regel die Zahlung einer lebenslangen 
Rente vorsehen. Es sollte auch eine zeitlich begrenzte Zahlung 
oder die Zahlung eines pauschalen Kapitalbetrags möglich sein. 

(14) Es ist wichtig sicherzustellen, dass ältere und behinderte Men­
schen nicht dem Risiko der Armut ausgesetzt werden und einen 
angemessenen Lebensstandard haben. Eine angemessene Abde­
ckung biometrischer Risiken in betrieblichen Altersversorgungs­
systemen ist ein wichtiger Aspekt im Kampf gegen die Armut 
und unzureichende Absicherung von älteren Menschen. Bei der 
Schaffung eines betrieblichen Altersversorgungssystems sollten 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer oder ihre jeweiligen Vertreter die 
Möglichkeit der Abdeckung des Risikos der Langlebigkeit und 
der Berufsunfähigkeit sowie der Hinterbliebenenversorgung durch 
das Altersversorgungssystem in Betracht ziehen. 

(15) Dadurch dass den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt 
wird, Einrichtungen, die Systeme mit zusammen weniger als ins­
gesamt 100 Versorgungsanwärtern verwalten, vom Anwendungs­
bereich nationaler Bestimmungen zur Umsetzung dieser Richt­
linie auszuschließen, kann die Aufsicht in einigen Mitgliedstaaten 
erleichtert werden, ohne das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarktes in diesem Bereich zu beeinträchtigen. Dies sollte 
jedoch nicht das Recht dieser Einrichtungen beeinträchtigen, für 
die Verwaltung ihres Anlagenportfolios und zur Verwahrung ih­
rer Vermögensanlagen Vermögensverwalter und Treuhänder zu 
bestellen, die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen und 
zur Ausübung dieser Tätigkeit ordnungsgemäß zugelassen sind. 

(16) Einrichtungen wie die Unterstützungskassen in Deutschland, bei 
denen den Versorgungsanwärtern gesetzlich keine Ansprüche auf 
Leistungen in einer bestimmten Höhe eingeräumt werden und 
deren Belange durch eine zwingend vorgeschriebene gesetzliche 
Insolvenzsicherung geschützt werden, sollten vom Anwendungs­
bereich der Richtlinie ausgeschlossen werden. 

(17) Zum Schutz der Versorgungsanwärter und der Leistungsempfän­
ger sollten die Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
ihre Tätigkeit auf die in dieser Richtlinie genannten und damit im 
Zusammenhang stehenden Tätigkeiten beschränken. 
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(18) Im Fall des Konkurses eines Trägerunternehmens ist der Versor­
gungsanwärter dem Risiko ausgesetzt, sowohl seinen Arbeitsplatz 
als auch seine erworbenen Rentenanwartschaften zu verlieren. 
Deshalb muss eine eindeutige Trennung zwischen diesem Unter­
nehmen und der Einrichtung gewährleistet sein, und es müssen 
Mindestvorkehrungen zum Schutz der Versorgungsanwärter ge­
troffen werden. 

(19) Beim Betrieb und der Aufsicht von Einrichtungen der betriebli­
chen Altersversorgung sind in den Mitgliedstaaten erhebliche Un­
terschiede zu verzeichnen. In einigen Mitgliedstaaten wird nicht 
nur die Einrichtung selbst, sondern es werden auch die Stellen 
oder Gesellschaften beaufsichtigt, die zur Verwaltung dieser Ein­
richtungen zugelassen sind. Die Mitgliedstaaten sollten eine sol­
che Besonderheit berücksichtigen können, solange alle in dieser 
Richtlinie genannten Voraussetzungen tatsächlich erfüllt sind. Die 
Mitgliedstaaten sollten auch Versicherungsunternehmen und an­
deren Finanzunternehmen erlauben können, Einrichtungen der 
betrieblichen Altersversorgung zu verwalten. 

(20) Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung sind Anbieter 
von Finanzdienstleistungen; sie übernehmen eine große Verant­
wortung im Hinblick auf die Auszahlung von Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung und sollten deshalb bestimmte 
Mindestaufsichtsstandards bezüglich ihrer Tätigkeit und ihrer Be­
triebsbedingungen erfüllen. 

(21) Die sehr große Anzahl von Einrichtungen in bestimmten Mit­
gliedstaaten erfordert eine pragmatische Lösung hinsichtlich der 
Anforderung der vorherigen Genehmigung der Einrichtung. 
Wenn eine Einrichtung jedoch ein Alterssicherungssystem in ei­
nem anderen Mitgliedstaat betreiben will, sollte dafür die vor­
herige Genehmigung durch die zuständige Behörde des Her­
kunftsmitgliedstaats vorgeschrieben werden. 

(22) Jeder Mitgliedstaat sollte verlangen, dass jede Einrichtung mit 
Standort in seinem Hoheitsgebiet einen Jahresabschluss und einen 
jährlichen Lagebericht, die alle von dieser Einrichtung betriebe­
nen Altersversorgungssysteme berücksichtigen, sowie gegebenen­
falls Jahresabschlüsse und Lageberichte für jedes einzelne Alters­
versorgungssystem erstellt. Der von einer zugelassenen Person 
ordnungsgemäß geprüfte Jahresabschluss und Lagebericht, die 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver­
mögenslage, Verbindlichkeiten und der Finanzlage der Einrich­
tung unter Berücksichtigung jedes von ihr betriebenen Altersver­
sorgungssystems widerspiegeln, sind eine wesentliche Informati­
onsquelle für die Versorgungsanwärter und die Leistungsempfän­
ger des Systems sowie für die zuständigen Behörden. Sie ermög­
lichen es insbesondere den zuständigen Behörden, die finanzielle 
Solidität einer Einrichtung zu kontrollieren und zu bewerten, ob 
die Einrichtung all ihre vertraglichen Verpflichtungen erfüllen 
kann. 

(23) Die ordnungsgemäße Unterrichtung der Versorgungsanwärter und 
der Leistungsempfänger eines Rentensystems ist von entscheiden­
der Bedeutung. Dies ist besonders relevant für Auskunftsersuchen 
bezüglich der finanziellen Solidität der Einrichtung, der Vertrags­
bedingungen, der Leistungen und der tatsächlichen Finanzierung 
der erworbenen Rentenanwartschaften, der Anlagepolitik und der 
Verwaltung der Risiken und Kosten. 
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(24) Die Anlagepolitik einer Einrichtung ist sowohl für die Sicherheit 
als auch für die Finanzierbarkeit der Betriebsrenten ein entschei­
dender Faktor. Die Einrichtungen sollten deshalb eine Erklärung 
zu den Anlagegrundsätzen abgeben und diese mindestens alle 
drei Jahre überprüfen. Diese Erklärung sollte der zuständigen 
Behörde und auf Antrag auch den Versorgungsanwärtern und 
den Leistungsempfängern jedes Altersversorgungssystems zu­
gänglich gemacht werden. 

(25) Um ihre gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben zu erfüllen, soll­
ten die zuständigen Behörden mit ausreichenden Informations­
rechten und Eingriffsbefugnissen gegenüber den Einrichtungen 
und den sie tatsächlich verwaltenden Personen ausgestattet sein. 
Wenn die Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung anderen 
Unternehmen Aufgaben von materieller Bedeutung, wie Ver­
mögensverwaltung, IT-Dienste oder Rechnungslegung, übertragen 
hat (Funktionsausgliederung), sollten die Informationsrechte und 
Eingriffsbefugnisse auf diese ausgelagerten Tätigkeiten aus­
gedehnt werden können, um zu prüfen, ob diese Tätigkeiten ge­
mäß den Aufsichtsvorschriften ausgeübt werden. 

(26) Eine nach dem Grundsatz der Vorsicht vorgenommene Berech­
nung der technischen Rückstellungen ist eine wesentliche Voraus­
setzung dafür, zu gewährleisten, dass die Verpflichtungen zur 
Auszahlung der Versorgungsleistungen erfüllt werden können. 
Die technischen Rückstellungen sollten daher auf der Grundlage 
anerkannter versicherungsmathematischer Methoden berechnet 
und von qualifizierten Personen testiert werden. Die Höchstzins­
sätze sollten vorsichtig gemäß allen einschlägigen einzelstaatli­
chen Vorschriften gewählt werden. Der Mindestbetrag der ver­
sicherungstechnischen Rückstellungen muss einerseits ausrei­
chend sein, damit die Zahlung der bereits laufenden Leistungen 
an die Leistungsempfänger fortgesetzt werden kann und muss 
andererseits die Verpflichtungen widerspiegeln, die sich aufgrund 
der erworbenen Rentenanwartschaften der Versorgungsanwärter 
ergeben. 

(27) Die von den Einrichtungen gedeckten Risiken unterscheiden sich 
von einem Mitgliedstaat zum anderen ganz erheblich. Die Her­
kunftsmitgliedstaaten sollten deshalb die Möglichkeit haben, für 
die Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
über die Vorschriften in dieser Richtlinie hinaus zusätzliche und 
ausführlichere Bestimmungen vorzusehen. 

(28) Ausreichende und geeignete Vermögenswerte zur Bedeckung der 
versicherungstechnischen Rückstellungen schützen die Interessen 
der Versorgungsanwärter und der Leistungsempfänger des Sys­
tems, wenn das Trägerunternehmen insolvent wird. Insbesondere 
im Fall einer grenzüberschreitenden Tätigkeit erfordert die gegen­
seitige Anerkennung der in den Mitgliedstaaten angewandten 
Aufsichtsgrundsätze, dass die versicherungstechnischen Rückstel­
lungen jederzeit vollständig bedeckt sind. 

(29) Wenn die Einrichtung nicht grenzüberschreitend arbeitet, sollten 
die Mitgliedstaaten eine Unterkapitalisierung unter der Vorausset­
zung zulassen können, dass ein ordnungsgemäßer Plan zur Wie­
derherstellung der vollständigen Kapitaldeckung erstellt wird; 
dies gilt unbeschadet der Anforderungen der Richtlinie 
80/987/EWG des Rates vom 20. Oktober 1980 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der Ar­
beitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers ( 1 ). 
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(30) In zahlreichen Fällen könnte das Trägerunternehmen und nicht 
die Einrichtung selbst die biometrischen Risiken decken oder 
bestimmte Leistungen oder Anlageergebnisse gewährleisten. In 
einigen Fällen gewährleistet die Einrichtung die genannte De­
ckung oder Sicherstellung jedoch selbst, und die Verpflichtungen 
des Trägerunternehmens erschöpfen sich generell mit der Zahlung 
der erforderlichen Beiträge. Unter diesen Umständen ähneln die 
angebotenen Produkte denen von Lebensversicherungsunterneh­
men, und die betreffenden Einrichtungen sollten mindestens 
über die gleichen zusätzlichen Eigenmittel verfügen wie Lebens­
versicherungsunternehmen. 

(31) Die Einrichtungen sind sehr langfristige Anleger. Die Rückzah­
lung der im Besitz der Einrichtungen befindlichen Vermögens­
werte kann grundsätzlich nicht zu einem anderen Zweck als der 
Auszahlung der Versorgungsleistungen erfolgen. Um die Rechte 
der Versorgungsanwärter und der Leistungsempfänger angemes­
sen zu schützen, sollten die Einrichtungen außerdem eine Mi­
schung der Vermögenswerte wählen können, die der genauen 
Art und Dauer ihrer Verbindlichkeiten entspricht. Diese Faktoren 
erfordern eine wirksame Aufsicht und einen Ansatz bei den An­
lagebestimmungen, die den Einrichtungen eine ausreichende Fle­
xibilität einräumen, um sich für die sicherste und rentabelste 
Anlagepolitik zu entscheiden, und sie verpflichten, nach dem 
Grundsatz der Vorsicht zu handeln. Die Einhaltung des Grund­
satzes der Vorsicht erfordert demnach eine auf die Mitglieder­
struktur der einzelnen Einrichtung der betrieblichen Altersversor­
gung abgestimmte Anlagepolitik. 

(32) Die Aufsichtsmethoden und -praktiken unterscheiden sich von 
einem Mitgliedstaat zum anderen. Den Mitgliedstaaten sollte des­
halb ein gewisser Ermessensspielraum bei den Vorschriften über 
die Vermögensanlage eingeräumt werden, die sie den Einrichtun­
gen mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet vorschreiben möchten. 
Die genannten Bestimmungen dürfen jedoch den freien Kapital­
verkehr nicht einschränken, es sei denn, sie sind aus Gründen der 
Vorsicht gerechtfertigt. 

(33) Als sehr langfristige Investoren mit geringen Liquiditätsrisiken 
sind die Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung in der 
Lage, in nicht liquide Vermögenswerte, wie Aktien, sowie inner­
halb bestimmter durch das Vorsichtsprinzip gesetzter Grenzen in 
die Risikokapitalmärkte zu investieren. Sie können auch Vorteile 
aus der internationalen Diversifizierung ziehen. Anlagen in Ak­
tien, Risikokapitalmärkten und anderen Währungen als die ihrer 
Verbindlichkeiten sollten deshalb nicht eingeschränkt werden, es 
sei denn aus aufsichtsrechtlichen Gründen. 

(34) Ist die Einrichtung jedoch auf grenzüberschreitender Grundlage 
tätig, so kann sie von der zuständigen Behörde des Tätigkeits­
mitgliedstaats aufgefordert werden, für Anlagen in Aktien und 
ähnlichen Vermögenswerten, die nicht zum Handel auf einem 
geregelten Markt zugelassen sind, sowie in Wertpapieren und 
anderen Handelspapieren, die von demselben Unternehmen aus­
gegeben werden, oder in auf nicht kongruente Währungen lau­
tenden Vermögenswerten Obergrenzen anzuwenden, sofern diese 
Vorschriften auch für Einrichtungen mit Standort im Tätigkeits­
mitgliedstaat gelten. 

(35) Einschränkungen bezüglich der freien Wahl zugelassener Ver­
mögensverwalter und Treuhänder durch Einrichtungen schränken 
den Wettbewerb im Binnenmarkt ein und sollten deshalb auf­
gehoben werden. 
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(36) Unbeschadet der einzelstaatlichen sozial- und arbeitsrechtlichen 
Vorschriften über die Gestaltung der Altersversorgungssysteme, 
einschließlich der Bestimmungen über die Pflichtmitgliedschaft 
und die Ergebnisse von Tarifvereinbarungen, sollten die Einrich­
tungen ihre Leistungen in anderen Mitgliedstaaten erbringen kön­
nen. Es sollte ihnen erlaubt sein, die Trägerschaft durch Unter­
nehmen mit Standort im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten zu 
akzeptieren und Alterversorgungssysteme mit Leistungsanwärtern 
in mehr als einem Mitgliedstaat zu betreiben. Dies kann gegebe­
nenfalls zu erheblichen Größenvorteilen für die Einrichtungen 
führen, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Gemein­
schaft verbessern und die berufliche Mobilität erleichtern. Dies 
erfordert die gegenseitige Anerkennung der aufsichtsrechtlichen 
Standards. Die ordnungsgemäße Anwendung dieser aufsichts­
rechtlichen Standards sollte durch die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaats überwacht werden, sofern nichts anderes 
vorgesehen ist. 

(37) Das Recht einer Einrichtung mit Sitz in einem Mitgliedstaat, in 
einem anderen Mitgliedstaat abgeschlossene betriebliche Alters­
versorgungssysteme zu betreiben, darf nur unter vollständiger 
Einhaltung der sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften des 
Tätigkeitsmitgliedstaats ausgeübt werden, soweit diese für die 
betriebliche Altersversorgung von Belang sind, beispielsweise 
die Festlegung und Zahlung von Altersversorgungsleistungen 
und die Bedingungen für die Übertragbarkeit der Anwartschaften. 

(38) Werden Systeme in einem separaten Abrechnungsverband ver­
waltet, so werden die Bestimmungen dieser Richtlinie einzeln 
auf die Abrechnungsverbände angewandt. 

(39) Es ist wichtig, die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten zum Zwecke der Beaufsichtigung 
sowie die Zusammenarbeit zwischen diesen Behörden und der 
Kommission zu anderen Zwecken vorzusehen. Um ihre Aufgaben 
zu erfüllen und zur konsequenten und rechtzeitigen Durchführung 
dieser Richtlinie beizutragen, sollten die zuständigen Behörden 
einander die Informationen zur Verfügung stellen, die sie zur 
Durchführung der Bestimmungen dieser Richtlinie benötigen. 
Die Kommission hat erklärt, dass sie beabsichtigt, einen Aus­
schuss der Aufsichtsbehörden einzurichten, um die Zusammen­
arbeit, die Koordinierung und den Meinungsaustausch zwischen 
den zuständigen nationalen Behörden sowie die konsequente 
Durchführung dieser Richtlinie zu fördern. 

(40) Da das Ziel der vorgeschlagenen Maßnahme, nämlich die Schaf­
fung eines gemeinschaftlichen Rechtsrahmens für Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung, auf Ebene der Mitgliedstaaten 
nicht ausreichend erreicht werden kann und daher wegen des 
Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme besser auf Gemein­
schaftsebene zu erreichen ist, kann die Gemeinschaft im Einklang 
mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts­
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht 
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus 
— 
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Richtlinie werden Regeln für die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung fest­
gelegt. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für Einrichtungen der betrieblichen Alters­
versorgung. Besitzen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
gemäß den einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften keine 
Rechtspersönlichkeit, so wendet der betreffende Mitgliedstaat diese 
Richtlinie entweder auf die Einrichtungen selbst oder — vorbehaltlich 
des Absatzes 2 — auf die zugelassenen Stellen an, die für die Verwal­
tung der betreffenden Einrichtungen verantwortlich und in ihrem Namen 
tätig sind. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für 

a) Einrichtungen, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 ( 1 ) und 
unter die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 ( 2 ) fallende Systeme der 
sozialen Sicherheit verwalten; 

b) Einrichtungen, die unter die Richtlinien 73/239/EWG ( 3 ), 
85/611/EWG ( 4 ), 93/22/EWG ( 5 ), 2000/12/EG ( 6 ) und 2002/83/EG ( 7 ) 
fallen; 
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( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan­
dern (ABl. L 149 vom 5.7.1971, S. 2). Zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1386/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 187 vom 10.7.2001, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die Durch­
führung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 über die Anwendung der Sys­
teme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige sowie de­
ren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
(ABl. L 74 vom 27.3.1972, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung 
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der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Aus­
übung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensver­
sicherung) (ABl. L 228 vom 16.8.1973, S. 3). Zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 70 vom 20.3.2002, S. 17). 

( 4 ) Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 zur Koordinie­
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organis­
men für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. L 375 vom 
31.12.1985, S. 3). Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2001/108/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 41 vom 13.2.2002, S. 35). 

( 5 ) Richtlinie 93/22/EWG des Rates vom 10. Mai 1993 über Wertpapierdienst­
leistungen (ABl. L 141 vom 11.6.1993, S. 27). Zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2000/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 290 vom 17.11.2000, S. 27). 

( 6 ) Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. März 2000 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kredit­
institute (ABl. L 126 vom 26.5.2000, S. 1). Zuletzt geändert durch die Richt­
linie 2000/28/EG (ABl. L 275 vom 27.10.2000, S. 37). 

( 7 ) Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
November 2002 über Lebensversicherungen (ABl. L 345 vom 19.12.2002, S. 1).



 

c) Einrichtungen, die nach dem Umlageverfahren arbeiten; 

d) Einrichtungen, bei denen die Beschäftigten der Trägerunternehmen 
keine gesetzlichen Leistungsansprüche haben und das Trägerunter­
nehmen die Vermögenswerte jederzeit ablösen kann und seiner Ver­
pflichtung zur Zahlung von Altersversorgungsleistungen nicht 
zwangsläufig nachkommen muss; 

e) Unternehmen, die im Hinblick auf die Auszahlung der Versorgungs­
leistungen an ihre Beschäftigten Pensionsrückstellungen bilden. 

Artikel 3 

Anwendung auf Einrichtungen, die Systeme der sozialen Sicherheit 
betreiben 

Für Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung, die gleichzeitig 
auch gesetzliche Rentenversicherungssysteme betreiben, die als Systeme 
der sozialen Sicherheit im Sinne der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 
und (EWG) Nr. 574/72 anzusehen sind, gilt diese Richtlinie nur bezüg­
lich ihres fakultativen betrieblichen Altersversorgungsgeschäfts. In die­
sem Fall wird für die Verbindlichkeiten und die ihnen entsprechenden 
Vermögenswerte ein separater Abrechnungsverband eingerichtet ohne 
die Möglichkeit, sie auf die als Sozialversicherungssysteme erachteten 
gesetzlichen Rentenversicherungssysteme zu übertragen oder umgekehrt. 

Artikel 4 

Fakultative Anwendung auf unter die Richtlinie 2002/83/EG 
fallende Einrichtungen 

Ein Herkunftsmitgliedstaat kann die Bestimmungen der Artikel 9 bis 16 
und der Artikel 18 bis 20 dieser Richtlinie auf das betriebliche Alters­
versorgungsgeschäft von unter die Richtlinie 2002/83/EG fallenden Ver­
sicherungsunternehmen anwenden. In diesem Fall wird für die diesen 
Geschäften entsprechenden Verbindlichkeiten und Vermögenswerte ein 
separater Abrechnungsverband eingerichtet und sie werden ohne die 
Möglichkeit einer Übertragung getrennt von den anderen Geschäften 
der Versicherungsunternehmen verwaltet und organisiert. 

In diesem Falle und nur soweit ihr betriebliches Altersversorgungs­
geschäft betroffen ist, finden die Artikel 20 bis 26 sowie Artikel 31 
und 36 der Richtlinie 2002/83/EG keine Anwendung auf Versicherungs­
unternehmen. 

Der Herkunftsmitgliedstaat gewährleistet, dass entweder die zuständigen 
Behörden oder die für Versicherungsunternehmen nach der Richtlinie 
2002/83/EG zuständigen Aufsichtsbehörden im Rahmen ihrer Aufsichts­
tätigkeit die strikte Trennung des betreffenden betrieblichen Altersver­
sorgungsgeschäfts überprüfen. 
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Artikel 5 

Kleine Einrichtungen der Altersversorgung und gesetzlich 
vorgesehene Systeme 

Ein Mitgliedstaat kann diese Richtlinie mit Ausnahme von Artikel 19 
ganz oder teilweise auf Einrichtungen mit Standort in seinem Hoheits­
gebiet nicht anwenden, die Altersversorgungssysteme betreiben, denen 
insgesamt weniger als 100 Versorgungsanwärter angeschlossen sind. 
Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 sollten die betreffenden Einrich­
tungen indessen das Recht haben, diese Richtlinie freiwillig anzuwen­
den. Artikel 20 darf nur angewendet werden, wenn alle anderen Bestim­
mungen dieser Richtlinie Anwendung finden. 

Ein Mitgliedstaat kann die Artikel 9 bis 17 auf Einrichtungen nicht 
anwenden, bei denen die betriebliche Altersversorgung gesetzlich vor­
geschrieben ist und von einer staatlichen Stelle garantiert wird. 
Artikel 20 darf nur angewendet werden, wenn alle anderen Bestimmun­
gen dieser Richtlinie Anwendung finden. 

Artikel 6 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung“ oder „Einrichtung“ 
ungeachtet der jeweiligen Rechtsform eine nach dem Kapital­
deckungsverfahren arbeitende Einrichtung, die rechtlich unabhängig 
von einem Trägerunternehmen oder einer Träger-Berufsvereinigung 
zu dem Zweck eingerichtet ist, auf der Grundlage 

— einer individuell oder kollektiv zwischen Arbeitnehmer(n) und 
Arbeitgeber(n) oder deren Vertretern oder 

— einer mit Selbstständigen in Einklang mit den Rechtsvorschriften 
des Herkunfts– und des Tätigkeitsmitgliedstaats 

getroffenen Vereinbarung bzw. eines geschlossenen Vertrages an die 
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit geknüpfte Altersversorgungs­
leistungen zu erbringen, und die damit unmittelbar im Zusammen­
hang stehende Tätigkeiten ausübt; 

b) „Altersversorgungssystem“ einen Vertrag, eine Vereinbarung, einen 
Treuhandvertrag oder Vorschriften über die Art der Versorgungsleis­
tungen und die Bedingungen, unter denen sie gewährt werden; 

c) „Trägerunternehmen“ ein Unternehmen oder eine Körperschaft, das/ 
die Beiträge in eine Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung 
einzahlt, gleichgültig ob dieses Unternehmen oder diese Körperschaft 
eine oder mehrere juristische oder natürliche Personen, die als Ar­
beitgeber oder als Selbstständige auftreten, umfasst oder aus einer 
beliebigen Kombination dieser Möglichkeiten besteht; 

d) „Altersversorgungsleistungen“ Leistungen die unter Berücksichti­
gung des Eintretens oder in Erwartung des Eintretens in den Ruhe­
stand gezahlt werden, oder zusätzliche Leistungen als Ergänzung zu 
den vorgenannten Leistungen in Form von Zahlungen im Todes- 
oder Invaliditätsfall oder bei Beendigung der Erwerbstätigkeit oder 
in Form von Unterstützungszahlungen oder -leistungen im Falle von 
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Krankheit, Bedürftigkeit oder Tod. Um die finanzielle Absicherung 
im Ruhestand zu fördern, werden diese Leistungen in der Regel 
lebenslang gezahlt. Sie können jedoch auch als zeitlich begrenzte 
Zahlungen erfolgen oder als pauschaler Kapitalbetrag gezahlt wer­
den; 

e) „Versorgungsanwärter“ alle Personen, die aufgrund ihrer beruflichen 
Tätigkeiten nach den Bestimmungen des Altersversorgungssystems 
Anspruch auf Altersversorgungsleistungen haben oder haben werden; 

f) „Leistungsempfänger“ Personen, die Altersversorgungsleistungen er­
halten; 

g) „zuständige Behörden“ die einzelstaatlichen Behörden, die mit der 
Wahrnehmung der in dieser Richtlinie genannten Aufgaben betraut 
sind; 

h) „biometrische Risiken“ die mit Tod, Invalidität und Langlebigkeit 
verbundenen Risiken; 

i) „Herkunftsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem die Einrichtung 
ihren Sitz und ihre Hauptverwaltung oder, falls sie keinen Sitz hat, 
ihre Hauptverwaltung hat; 

j) „Tätigkeitsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, dessen sozial- und ar­
beitsrechtliche Vorschriften für die Beziehung zwischen dem Träger­
unternehmen und seinen Versorgungsanwärtern für die betriebliche 
Alterversorgung maßgebend sind. 

Artikel 7 

Tätigkeit der Einrichtungen 

Jeder Mitgliedstaat macht den Einrichtungen mit Standort in seinem 
Hoheitsgebiet zur Auflage, ihre Tätigkeit auf Altersversorgungs­
geschäfte und damit im Zusammenhang stehende Aktivitäten zu be­
schränken. 

Verwaltet ein Versicherungsunternehmen im Einklang mit Artikel 4 ihr 
betriebliches Altersversorgungsgeschäft mittels eines separaten Abrech­
nungsverbands, so sind die betreffenden Vermögenswerte und Verbind­
lichkeiten auf Geschäfte im Rahmen von Altersversorgungsleistungen 
und damit unmittelbar im Zusammenhang stehende Aktivitäten ein­
zugrenzen. 

Artikel 8 

Rechtliche Trennung zwischen Trägerunternehmen und 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 

Jeder Mitgliedstaat sorgt für eine rechtliche Trennung zwischen einem 
Trägerunternehmen und einer Einrichtung der betrieblichen Altersver­
sorgung, damit bei einem etwaigen Konkurs des Trägerunternehmens 
das Vermögen der Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung im 
Interesse der Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger gesichert 
ist. 
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Artikel 9 

Voraussetzungen für den Betrieb von Einrichtungen der 
betrieblichen Altersversorgung 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt in Bezug auf jede in seinem Hoheits­
gebiet niedergelassene Einrichtung sicher, dass 

▼M2 
a) die Einrichtung durch die zuständige Behörde in ein nationales Re­

gister eingetragen oder zugelassen ist; bei einer grenzüberschreiten­
den Tätigkeit im Sinne von Artikel 20 werden in dem Register auch 
die Mitgliedstaaten, in denen die Einrichtung tätig ist, angegeben; 
diese Informationen sind der durch die Verordnung (EU) Nr. 
1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) eingerich­
teten Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde 
für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) 
(im Folgenden EIOPA) zu übermitteln, die sie auf ihrer Website 
veröffentlicht; 

▼B 
b) die Einrichtung tatsächlich von zuverlässigen Personen geführt wird, 

die selbst über die erforderliche fachliche Qualifikation und Berufs­
erfahrung verfügen müssen oder auf Berater mit der erforderlichen 
fachlichen Qualifikation und Berufserfahrung zurückgreifen; 

c) die Funktionsweise jedes von der Einrichtung betriebenen Altersver­
sorgungssystems durch Vorschriften ordnungsgemäß geregelt ist und 
die Versorgungsanwärter hierüber in angemessener Form informiert 
worden sind; 

d) alle versicherungstechnischen Rückstellungen von einem Versiche­
rungsmathematiker oder, wenn dies nicht der Fall ist, von einem 
sonstigen Fachmann auf diesem Gebiet, so zum Beispiel von einem 
Wirtschaftsprüfer, nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auf 
der Grundlage von durch die zuständigen Behörden des Herkunfts­
mitgliedstaates anerkannten versicherungsmathematischen Methoden 
berechnet und testiert werden; 

e) das Trägerunternehmen, sofern es eine Leistung zugesagt hat, zur 
regelmäßigen Kapitaldeckung verpflichtet wird; 

f) die Versorgungsanwärter über die Bedingungen, nach denen das 
Altersversorgungssystem funktioniert, ausreichend informiert wer­
den, vor allem über 

i) die Rechte und Pflichten der Beteiligten des Altersversorgungs­
systems; 

ii) die mit dem Altersversorgungssystem verbundenen finanziellen, 
versicherungstechnischen und sonstigen Risiken; 

iii) die Art und Aufteilung dieser Risiken. 

(2) Im Einklang mit dem Grundsatz der Subsidiarität und unter Be­
rücksichtigung des von den Sozialversicherungssystemen angebotenen 
Leistungsumfangs können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass den Ver­
sorgungsanwärtern die Abdeckung der Langlebigkeit und der Berufs­
unfähigkeit und die Hinterbliebenenversorgung sowie eine Garantie 
für die Rückzahlung der eingezahlten Beiträge als zusätzliche Leistun­
gen optional angeboten werden, wenn die Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer oder ihre jeweiligen Vertreter dies vereinbaren. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann im Hinblick auf den angemessenen 
Schutz der Interessen der Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger 
die Voraussetzungen für den Betrieb einer Einrichtung mit Standort in 
seinem Hoheitsgebiet von weiteren Kriterien abhängig machen. 
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(4) Jeder Mitgliedstaat kann gestatten oder verlangen, dass Einrich­
tungen mit Standort in seinem Hoheitsgebiet die Verwaltung dieser 
Einrichtungen ganz oder teilweise anderen Stellen übertragen, die im 
Namen dieser Einrichtungen tätig werden. 

▼M2 
(5) Bei einer grenzüberschreitenden Tätigkeit im Sinne von 
Artikel 20 sind die Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung 
von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats vorher zu 
genehmigen. Wenn eine solche Genehmigung erteilt wird, teilen die 
Mitgliedstaaten dies der EIOPA unverzüglich mit. 

▼B 

Artikel 10 

Jahresabschluss und jährlicher Lagebericht 

Jeder Mitgliedstaat verlangt, dass jede Einrichtung mit Standort in sei­
nem Hoheitsgebiet einen Jahresabschluss und einen jährlichen Lagebe­
richt unter Berücksichtigung aller von der Einrichtung betriebenen Ver­
sorgungssysteme und gegebenenfalls des Jahresabschlusses und des La­
geberichts jedes Versorgungssystems erstellt. Der Jahresabschluss und 
die Lageberichte müssen ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre­
chendes Bild von den Aktiva, den Passiva und der finanziellen Lage 
vermitteln. Der Jahresabschluss und die in den Berichten enthaltenen 
Informationen müssen nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts in sich 
schlüssig, umfassend und sachgerecht aufgemacht sein und von Per­
sonen ordnungsgemäß genehmigt werden, die hierzu bevollmächtigt 
sind. 

Artikel 11 

Auskunftspflicht gegenüber Versorgungsanwärtern und 
Leistungsempfängern 

(1) Je nach Art des Altersversorgungssystems stellt jeder Mitglied­
staat sicher, dass jede Einrichtung mit Standort in seinem Hoheitsgebiet 
zumindest die Informationen gemäß dem vorliegenden Artikel zur Ver­
fügung stellt. 

(2) Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger und/oder gegebe­
nenfalls ihre Vertreter erhalten folgende Informationen: 

a) den Jahresabschluss und den jährlichen Lagebericht nach Artikel 10 
auf Anfrage und, wenn eine Einrichtung für mehr als ein Versor­
gungssystem verantwortlich ist, einen Bericht und den Jahres­
abschluss in Bezug auf ihr spezifisches System; 

b) innerhalb einer angemessenen Frist zweckdienliche Angaben zu Än­
derungen der Bestimmungen des Altersversorgungssystems. 

(3) Die Erklärung über die Grundsätze der Anlagepolitik nach 
Artikel 12 ist den Versorgungsanwärtern und den Leistungsempfängern 
des Versorgungssystems und/oder gegebenenfalls ihren Vertretern auf 
Anfrage zur Verfügung zu stellen. 

(4) Jeder Versorgungsanwärter erhält auf Anfrage ferner ausführliche 
und sachdienliche Informationen über: 

a) gegebenenfalls die voraussichtliche Höhe der ihm zustehenden Ver­
sorgungsleistungen; 
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b) die Höhe der Leistungen im Falle der Beendigung der Erwerbstätig­
keit; 

c) gegebenenfalls die Auswahl von möglichen Anlageformen und das 
Anlagenportfolio sowie Informationen über das Risikopotenzial und 
die mit den Anlagen verbundenen Kosten, sofern der Versorgungs­
anwärter das Anlagerisiko trägt. 

d) die Modalitäten der Übertragung von Anwartschaften auf eine andere 
Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung im Falle der Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses. 

Die Versorgungsanwärter erhalten jährlich eine Kurzinformation über 
die Lage der Einrichtung sowie den aktuellen Stand der Finanzierung 
ihrer erworbenen individuellen Versorgungsansprüche. 

(5) Jeder Leistungsempfänger erhält beim Eintritt in den Ruhestand 
bzw. wenn sonstige Leistungen fällig werden, angemessene Informatio­
nen über die fälligen Leistungen und die entsprechenden Zahlungsmoda­
litäten. 

Artikel 12 

Erklärung über die Grundsätze der Anlagepolitik 

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass jede Einrichtung mit Standort in 
seinem Hoheitsgebiet eine schriftliche Erklärung über die Grundsätze 
ihrer Anlagepolitik ausarbeitet und zumindest alle drei Jahre überprüft. 
Diese Erklärung muss unverzüglich nach jeder wesentlichen Änderung 
der Anlagepolitik aktualisiert werden. Die Mitgliedstaaten sehen vor, 
dass in dieser Erklärung zumindest auf Themen wie die Verfahren zur 
Bewertung des Anlagerisikos, das Risikomanagement sowie die Strate­
gie in Bezug auf die Mischung der Vermögenswerte je nach Art und 
Dauer der Altersversorgungsverbindlichkeiten eingegangen wird. 

Artikel 13 

Auskunftspflicht gegenüber den zuständigen Behörden 

►M2 1. ◄ Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür, dass die zuständigen 
Behörden in Bezug auf jede Einrichtung mit Standort in seinem Ho­
heitsgebiet über die notwendigen Befugnisse und Mittel verfügen, um 

a) von der Einrichtung, den Mitgliedern ihres Vorstands und sonstigen 
Mitgliedern der Geschäftsleitung oder Personen, die die Einrichtung 
kontrollieren, Auskunft über alle Geschäftsvorgänge oder die Über­
sendung aller Geschäftsunterlagen verlangen zu können; 

b) die Beziehungen zwischen der Einrichtung und anderen Unterneh­
men oder zwischen verschiedenen Einrichtungen im Falle der Über­
tragung durch Einrichtungen von Aufgaben auf diese Unternehmen 
oder andere Einrichtungen (Funktionsausgliederung) zu überwachen, 
wenn diese Übertragung sich auf die finanzielle Lage der Einrich­
tung auswirkt oder für eine wirksame Aufsicht von wesentlicher 
Bedeutung ist; 

▼B 

2003L0041 — DE — 04.01.2011 — 002.001 — 15



 

c) die regelmäßige Übermittlung der Erklärung über die Grundsätze der 
Anlagepolitik, des Jahresabschlusses und des jährlichen Lageberichts 
sowie aller zur Erfüllung der Aufsichtspflicht benötigten Unterlagen 
anzufordern. Zu Letzteren können unter anderem zählen: 

i) interne Zwischenberichte, 

ii) versicherungsmathematische Bewertungen und detaillierte An­
nahmen, 

iii) Aktiva-Passiva-Untersuchungen, 

iv) Nachweis der Einhaltung der Grundsätze der Anlagepolitik, 

v) Nachweis der regelmäßigen Einzahlung der Beiträge, 

vi) Berichte der nach Artikel 10 für die Prüfung des Jahresabschlus­
ses zuständigen Personen; 

d) vor Ort Prüfungen in den Räumlichkeiten der Einrichtung und ge­
gebenenfalls bei ausgegliederten Funktionen vorzunehmen, um si­
cherzustellen, dass die Tätigkeiten gemäß den Aufsichtsvorschriften 
ausgeführt werden. 

▼M2 
(2) Die EIOPA kann Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
zu den Formen und Formaten der Dokumente, die in Absatz 1 Buch­
stabe c Ziffer i bis vi aufgelistet sind, entwickeln. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 
genannten technischen Durchführungsstandards nach Artikel 15 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 zu erlassen. 

▼B 

Artikel 14 

Eingriffsrechte und -pflichten der zuständigen Behörden 

(1) Die zuständigen Behörden schreiben vor, dass jede Einrichtung 
mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet über eine solide Verwaltungs- und 
Rechnungslegungspraxis sowie angemessene interne Kontrollverfahren 
verfügen muss. 

(2) Die zuständigen Behörden sind befugt, entweder in Bezug auf 
jede Einrichtung mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet oder in Bezug 
auf die die Einrichtungen betreibenden Personen alle Maßnahmen — 
gegebenenfalls auch administrativer oder finanzieller Art — zu ergrei­
fen, die geeignet und notwendig sind, um Unregelmäßigkeiten zu ver­
hindern oder zu unterbinden, die den Interessen der Versorgungsanwär­
ter und Leistungsempfänger schaden. 

Sie können darüber hinaus die freie Verfügung über die Vermögens­
werte einer Einrichtung einschränken oder untersagen, wenn insbeson­
dere die Einrichtung 

a) keine ausreichenden versicherungstechnischen Rückstellungen für 
die Gesamtheit ihrer Tätigkeiten gebildet oder keine ausreichenden 
Vermögenswerte zur Bedeckung der versicherungstechnischen Rück­
stellungen geschaffen hat, 

b) nicht über die erforderlichen aufsichtsrechtlichen Eigenmittel verfügt. 

▼B 
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(3) Zur Wahrung der Interessen der Versorgungsanwärter und Leis­
tungsempfänger können die zuständigen Behörden die Befugnisse, die 
den eine Einrichtung mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet betreibenden 
Personen nach den Rechtsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaates zu­
stehen, ganz oder teilweise einem für diese Zwecke geeigneten Bevoll­
mächtigten übertragen. 

(4) Die zuständigen Behörden können die Tätigkeit einer Einrichtung 
mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet insbesondere untersagen oder ein­
schränken, wenn 

a) die Einrichtung die Interessen der Versorgungsanwärter und Leis­
tungsempfänger nicht angemessen schützt, 

b) die Einrichtung die Voraussetzungen für den Betrieb nicht mehr 
erfüllt, 

c) die Einrichtung ihre Pflichten aus den für sie geltenden Vorschriften 
erheblich vernachlässigt, 

d) die Einrichtung bei grenzüberschreitender Tätigkeit die im Bereich 
der betrieblichen Altersversorgung geltenden arbeits- und sozialrecht­
lichen Vorschriften des Tätigkeitsmitgliedstaats nicht einhält. 

▼M2 
Jede Entscheidung zum Verbot der Tätigkeit der Einrichtung muss ge­
nauestens begründet und der betroffenen Einrichtung mitgeteilt werden. 
Sie muss auch der EIOPA mitgeteilt werden. 

▼B 
(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gegen die auf der Grund­
lage der nach dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften getroffenen Entscheidungen vor Gericht Rechtsmittel eingelegt 
werden können. 

Artikel 15 

Versicherungstechnische Rückstellungen 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat stellt sicher, dass die Einrichtungen, 
die betriebliche Altersversorgungssysteme betreiben, jederzeit für alle 
von ihnen verwalteten Versorgungssysteme versicherungstechnische 
Rückstellungen in angemessener Höhe entsprechend den sich aus ihrem 
Rentenvertragsbestand ergebenden finanziellen Verpflichtungen bilden. 

(2) Der Herkunftsmitgliedstaat stellt sicher, dass die Einrichtungen, 
die betriebliche Altersversorgungssysteme betreiben, bei denen die Ein­
richtung biometrische Risiken abdeckt und/oder entweder die Anlage­
ergebnisse oder eine bestimmte Höhe der Leistungen garantiert, ausrei­
chende versicherungstechnische Rückstellungen für alle von ihr betrie­
benen Systeme bilden. 

(3) Die versicherungstechnischen Rückstellungen werden jedes Jahr 
neu berechnet. Der Herkunftsmitgliedstaat kann jedoch eine Berechnung 
nur einmal alle drei Jahre zulassen, wenn die Einrichtung den Versor­
gungsanwärtern und/oder der zuständigen Behörde eine Bescheinigung 
oder einen Bericht über die Anpassungen für die dazwischen liegenden 
Jahre vorlegt. Aus der Bescheinigung oder dem Bericht müssen die 
angepasste Entwicklung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
und die Änderungen in der Risikodeckung hervorgehen. 
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(4) Die Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
wird entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften von einem 
Versicherungsmathematiker oder, wenn dies nicht der Fall ist, von ei­
nem sonstigen Fachmann auf diesem Gebiet, beispielsweise von einem 
Wirtschaftsprüfer, auf der Grundlage versicherungsmathematischer Ver­
fahren, die von den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats 
anerkannt sind, ausgeführt und testiert. Dabei sind folgende Grundsätze 
zu beachten: 

a) Der Mindestbetrag der versicherungstechnischen Rückstellungen 
wird nach einem hinreichend vorsichtigen versicherungsmathemati­
schen Verfahren berechnet, das alle Verpflichtungen hinsichtlich der 
Leistungen und der Beiträge gemäß dem Altersversorgungssystem 
der Einrichtung berücksichtigt. Er muss so hoch sein, dass sowohl 
die Zahlung der bereits laufenden Renten und die sonstigen Leis­
tungen an die Leistungsempfänger fortgesetzt werden können als 
auch die Verpflichtungen in Bezug auf die von den Versorgungs­
anwärtern erworbenen Rentenanwartschaften abgedeckt werden. Die 
wirtschaftlichen und versicherungstechnischen Annahmen für die Be­
wertung der Verbindlichkeiten sind ebenfalls mit der gebotenen Vor­
sicht zu wählen, wobei gegebenenfalls eine angemessene Marge für 
negative Abweichungen vorzusehen ist. 

b) Die Höchstzinssätze sind mit der gebotenen Vorsicht und in Über­
einstimmung mit den einschlägigen Vorschriften des Herkunftsmit­
gliedstaats festzusetzen. Bei der Festlegung dieser mit der gebotenen 
Vorsicht zu wählenden Zinssätze werden 

— die Rendite vergleichbarer Anlagen, die von der Einrichtung 
gehalten werden, unter Berücksichtigung der künftigen Anlage­
erträge und/oder 

— die Marktrenditen hochwertiger oder öffentlicher Schuldver­
schreibungen 

berücksichtigt. 

c) Den zur Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
verwendeten biometrischen Tafeln ist das Vorsichtsprinzip zugrunde 
zu legen, wobei die wichtigsten Merkmale der Versorgungsanwärter 
und der Altersversorgungssysteme und insbesondere die zu erwar­
tenden Änderungen der relevanten Risiken zu beachten sind. 

d) Die Methode zur Berechnung der versicherungstechnischen Rück­
stellungen und die Bemessungsgrundlage dürfen sich nicht von Ge­
schäftsjahr zu Geschäftsjahr ändern. Abweichungen können aller­
dings bei einer Änderung der den Annahmen zugrunde liegenden 
rechtlichen, demografischen oder wirtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen zulässig sein. 

(5) Der Herkunftsmitgliedstaat kann zusätzliche und detailliertere Re­
geln für die Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen 
aufstellen, sofern sie dem Schutz der Interessen der Versorgungsanwär­
ter und Leistungsempfänger dienen. 

▼M2 
(6) Im Hinblick auf eine weitere vertretbare Harmonisierung der Vor­
schriften für die Berechnung der versicherungstechnischen 
Rückstellungen — insbesondere der Zinssätze und der anderen Annah­
men mit Auswirkungen auf die Höhe der versicherungstechnischen 
Rückstellungen — legt die Kommission auf der Grundlage der Beratung 
durch die EIOPA alle zwei Jahre oder auf Antrag eines Mitgliedstaats 
einen Bericht über die Lage hinsichtlich der Entwicklung von grenz­
überschreitenden Tätigkeiten vor. 

▼B 
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Die Kommission schlägt die Maßnahmen vor, die zur Vermeidung et­
waiger Verzerrungen durch unterschiedliche Zinssätze und zum Schutz 
der Interessen der Versorgungsanwärter und der Leistungsempfänger 
aller Systeme erforderlich sind. 

Artikel 16 

Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat schreibt vor, dass die Einrichtungen 
jederzeit über ausreichende und angemessene Vermögenswerte zur Be­
deckung der versicherungstechnischen Rückstellungen für sämtliche von 
ihnen betriebenen Altersversorgungssysteme verfügen müssen. 

(2) Der Herkunftsmitgliedstaat kann zulassen, dass eine Einrichtung 
für einen begrenzten Zeitraum nicht über ausreichende Vermögenswerte 
zur Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen verfügt. 
Die zuständigen Behörden verlangen von der Einrichtung in diesem 
Fall einen konkreten und realisierbaren Sanierungsplan, damit die An­
forderungen nach Absatz 1 wieder erfüllt werden. Der Plan muss fol­
gende Bedingungen erfüllen: 

a) Die betreffende Einrichtung muss einen konkreten und realisierbaren 
Plan vorlegen, aus dem hervorgeht, wie die zur vollständigen Bede­
ckung der versicherungstechnischen Rückstellungen erforderliche 
Höhe der Vermögenswerte innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
erreicht werden soll. Der Plan muss den Versorgungsanwärtern oder 
gegebenenfalls ihren Vertretern zugänglich gemacht und/oder von 
den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates genehmigt 
werden. 

b) Bei der Erstellung des Plans ist die besondere Situation der Einrich­
tung zu berücksichtigen, insbesondere die Struktur ihrer Aktiva und 
Passiva, ihr Risikoprofil, ihr Liquiditätsplan, das Altersprofil der 
Versorgungsberechtigten, die Tatsache, dass es sich um ein neu 
geschaffenes System handelt oder um ein System, das vom Umlage­
verfahren bzw. der teilweisen Kapitaldeckung zur vollständigen Ka­
pitaldeckung übergeht. 

c) Falls das Altersversorgungssystem in dem vorstehend in diesem Ab­
satz genannten Zeitraum abgewickelt wird, unterrichtet die Einrich­
tung die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates. Die 
Einrichtung legt ein Verfahren für die Übertragung der Verbindlich­
keiten und der ihnen entsprechenden Vermögenswerte auf ein ande­
res Finanzinstitut oder eine ähnliche Einrichtung fest. Dieses Ver­
fahren wird den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates 
mitgeteilt, und die Grundzüge des Verfahrens werden den Versor­
gungsanwärtern oder gegebenenfalls ihren Vertretern im Einklang 
mit dem Grundsatz der Vertraulichkeit zugänglich gemacht. 

(3) Bei grenzüberschreitender Tätigkeit im Sinne von Artikel 20 
müssen die versicherungstechnischen Rückstellungen jederzeit hinsicht­
lich sämtlicher zu jeglichem Zeitpunkt verwalteten Altersversorgungs­
systeme vollständig kapitalgedeckt sein. Sind diese Bedingungen nicht 
erfüllt, greifen die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats 
gemäß Artikel 14 ein. Um dieser Anforderung zu genügen, kann der 
Herkunftsmitgliedstaat die Bildung eines separaten Abrechnungsver­
bands für die Verbindlichkeiten und die ihnen entsprechenden Ver­
mögenswerte verlangen. 
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Artikel 17 

Aufsichtsrechtliche Eigenmittel 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat stellt sicher, dass Einrichtungen, deren 
Altersversorgungssysteme dadurch gekennzeichnet sind, dass die Ein­
richtung selbst und nicht das Trägerunternehmen die Haftung für biome­
trische Risiken übernimmt und ein bestimmtes Anlageergebnis bzw. die 
Höhe der Leistungen garantiert, jederzeit über zusätzliche, über die ver­
sicherungstechnischen Rückstellungen hinausgehende Vermögenswerte 
verfügen, die als Sicherheitsmarge dienen. Der Umfang dieser Marge 
richtet sich nach der Art des Risikos und dem Vermögensbestand aller 
von ihnen verwalteten Systeme. Diese Vermögenswerte sind unbelastet 
und dienen als Sicherheitskapital, um die Abweichungen zwischen den 
erwarteten und tatsächlichen Kosten und Gewinnen auszugleichen. 

▼M1 
(2) Zur Berechnung der Mindesthöhe der zusätzlichen Vermögens­
werte sind die Vorschriften der Artikel 17a bis 17d anzuwenden. 

▼B 
(3) Absatz 1 hindert die Mitgliedstaaten jedoch nicht daran, Einrich­
tungen mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet vorzuschreiben, dass sie 
über die erforderlichen aufsichtsrechtlichen Eigenmittel verfügen müs­
sen oder ausführlichere Vorschriften zu erlassen, sofern sie aufsichts­
rechtlich gerechtfertigt sind. 

▼M1 

Artikel 17a 

Verfügbare Solvabilitätsspanne 

(1) Jeder Mitgliedstaat verpflichtet die in Artikel 17 Absatz 1 ge­
nannten Einrichtungen mit Standort in seinem Gebiet, stets eine mit 
Rücksicht auf den Gesamtumfang ihrer Geschäftstätigkeit ausreichende 
verfügbare Solvabilitätsspanne bereitzustellen, die mindestens den An­
forderungen dieser Richtlinie entspricht. 

(2) Die verfügbare Solvabilitätsspanne besteht aus dem freien, unbe­
lasteten Eigenkapital der Einrichtung abzüglich der immateriellen Werte; 
dazu gehören: 

a) das eingezahlte Grundkapital oder, im Falle einer Einrichtung, die 
die Form eines Unternehmens auf Gegenseitigkeit hat, der tatsäch­
liche Gründungsstock zuzüglich der Konten der Mitglieder des Un­
ternehmens auf Gegenseitigkeit, die den folgenden Kriterien entspre­
chen: 

i) in der Satzung muss vorgesehen sein, dass Zahlungen an Mit­
glieder des Unternehmens auf Gegenseitigkeit aus diesen Konten 
nur vorgenommen werden dürfen, sofern die verfügbare Solva­
bilitätsspanne dadurch nicht unter die vorgeschriebene Höhe ab­
sinkt oder sofern im Fall der Auflösung des Unternehmens alle 
anderen Schulden des Unternehmens beglichen worden sind; 
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ii) in der Satzung muss vorgesehen sein, dass bei unter Ziffer i 
genannten Zahlungen, wenn sie aus anderen Gründen als der 
Beendigung einer einzelnen Mitgliedschaft erfolgen, die zustän­
digen Behörden mindestens einen Monat im Voraus zu benach­
richtigen sind und innerhalb dieses Zeitraums berechtigt sind, die 
Zahlung zu untersagen; und 

iii) die Bestimmungen der Satzung dürfen nur geändert werden, 
sofern die zuständigen Behörden mitgeteilt haben, dass unbe­
schadet der unter den Ziffern i und ii genannten Kriterien keine 
Einwände gegen die Änderung bestehen; 

b) die gesetzlichen und freien Rücklagen; 

c) der Gewinn- oder Verlustvortrag nach Abzug der auszuschüttenden 
Dividenden; und 

d) in dem Maß, in dem das Recht eines Mitgliedstaats es zulässt, die in 
der Bilanz erscheinenden Gewinnrücklagen, sofern diese zur De­
ckung etwaiger Verluste herangezogen werden können und soweit 
für die Überschussbeteiligung der Mitglieder und Begünstigten noch 
keine Deklarierung erfolgt ist. 

Die verfügbare Solvabilitätsspanne wird um den Betrag der im unmittel­
baren Besitz der Einrichtung befindlichen eigenen Aktien verringert. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die verfügbare Solva­
bilitätsspanne auch Folgendes umfasst: 

a) kumulative Vorzugsaktien und nachrangige Darlehen bis zu einer 
Höchstgrenze von 50 % des niedrigeren Betrags der verfügbaren 
Solvabilitätsspanne und der geforderten Solvabilitätsspanne; davon 
können höchstens 25 % auf nachrangige Darlehen mit fester Laufzeit 
oder auf kumulative Vorzugsaktien von begrenzter Laufzeit entfallen, 
soweit bindende Vereinbarungen vorliegen, nach denen im Fall der 
Insolvenz oder der Liquidation der Einrichtung die nachrangigen 
Darlehen oder Vorzugsaktien hinter den Forderungen aller anderen 
Gläubiger zurückstehen und erst nach der Begleichung aller anderen 
zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verpflichtungen zurückgezahlt 
werden; 

b) Wertpapiere mit unbestimmter Laufzeit und sonstige Instrumente, 
einschließlich anderer als der unter Buchstabe a genannten kumula­
tiven Vorzugsaktien, bis zu einer Höchstgrenze von 50 % des jeweils 
niedrigeren Betrags der verfügbaren Solvabilitätsspanne und der ge­
forderten Solvabilitätsspanne für den Gesamtbetrag dieser Wert­
papiere und der unter Buchstabe a genannten nachrangigen Darlehen, 
sofern sie folgende Kriterien erfüllen: 

i) sie dürfen nicht auf Initiative des Inhabers bzw. ohne vorherige 
Genehmigung der zuständigen Behörde zurückgezahlt werden; 

ii) der Emissionsvertrag muss der Einrichtung die Möglichkeit ein­
räumen, die Zahlung der Darlehenszinsen zu verschieben; 

iii) die Forderungen des Darlehensgebers an die Einrichtung müssen 
den Forderungen aller bevorrechtigten Gläubiger in vollem Um­
fang nachgeordnet sein; 
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iv) in den Dokumenten, in denen die Ausgabe der Wertpapiere ge­
regelt wird, muss vorgesehen werden, dass Verluste durch Schul­
den und nicht gezahlte Zinsen ausgeglichen werden können, der 
Einrichtung jedoch gleichzeitig die Fortsetzung ihrer Tätigkeit 
ermöglicht wird; und 

v) es werden lediglich die tatsächlich einbezahlten Beträge berück­
sichtigt. 

Für die Zwecke von Buchstabe a müssen die nachrangigen Darlehen 
außerdem die folgenden Bedingungen erfüllen: 

i) es werden nur die tatsächlich eingezahlten Mittel berücksichtigt; 

ii) bei Darlehen mit fester Laufzeit muss die Ursprungslaufzeit min­
destens fünf Jahre betragen. Spätestens ein Jahr vor dem Rück­
zahlungstermin legt die Einrichtung den zuständigen Behörden 
einen Plan zur Genehmigung vor, aus dem hervorgeht, wie die 
verfügbare Solvabilitätsspanne erhalten oder auf das bei Ende der 
Laufzeit geforderte Niveau gebracht wird, es sei denn, der Um­
fang, bis zu dem das Darlehen in die verfügbare Solvabilitäts­
spanne einbezogen werden kann, ist innerhalb der zumindest 
fünf letzten Jahre vor Ende der Laufzeit allmählich verringert 
worden. Die zuständigen Behörden können die vorzeitige Rück­
zahlung dieser Darlehen auf Antrag der emittierenden Einrich­
tung genehmigen, sofern deren verfügbare Solvabilitätsspanne 
nicht unter das geforderte Niveau sinkt; 

iii) bei Darlehen ohne feste Laufzeit ist eine Kündigungsfrist von 
fünf Jahren vorzusehen, es sei denn, sie werden nicht länger als 
Bestandteile der verfügbaren Solvabilitätsspanne angesehen, oder 
für ihre vorzeitige Rückzahlung ist ausdrücklich die vorherige 
Zustimmung der zuständigen Behörden vorgeschrieben. Im letz­
teren Fall unterrichtet die Einrichtung die zuständigen Behörden 
mindestens sechs Monate vor dem vorgeschlagenen Rückzah­
lungszeitpunkt, wobei sie die verfügbare und die geforderte Sol­
vabilitätsspanne vor und nach der Rückzahlung angibt. Die zu­
ständigen Behörden genehmigen die Rückzahlung nur, wenn die 
verfügbare Solvabilitätsspanne der Einrichtung nicht unter das 
geforderte Niveau abzusinken droht; 

iv) die Darlehensvereinbarung darf keine Klauseln enthalten, wo­
nach die Schuld unter anderen Umständen als einer Liquidation 
der Einrichtung vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rück­
zahlbar wird; und 

v) die Darlehensvereinbarung darf nur geändert werden, wenn die 
zuständigen Behörden erklärt haben, dass sie keine Einwände 
gegen die Änderung haben. 

(4) Auf mit entsprechenden Nachweisen versehenen Antrag der Ein­
richtung bei der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats sowie 
mit der Zustimmung dieser zuständigen Behörde darf die verfügbare 
Solvabilitätsspanne auch Folgendes umfassen: 

a) den Unterschiedsbetrag zwischen der un- oder nur teilweise gezill­
merten und einer mit einem dem in der Prämie enthaltenen Ab­
schlusskostenzuschlag entsprechenden Zillmersatz gezillmerten ma­
thematischen Rückstellung, wenn nicht oder zu einem unter dem in 
der Prämie enthaltenen Abschlusskostenzuschlag liegenden Zillmer­
satz gezillmert wurde; 
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b) die stillen Nettoreserven, die sich aus der Bewertung der Aktiva 
ergeben, soweit diese stillen Nettoreserven nicht Ausnahmecharakter 
haben; 

c) die Hälfte des nichteingezahlten Teils des Grundkapitals oder des 
Gründungsstocks, sobald der eingezahlte Teil 25 % des Grundkapi­
tals oder des Gründungsstocks erreicht, und zwar bis zu einer 
Höchstgrenze von 50 % der verfügbaren Solvabilitätsspanne bzw. 
der geforderten Solvabilitätsspanne, je nachdem welcher Betrag nied­
riger ist. 

Der in Buchstabe a genannte Betrag darf jedoch für sämtliche Verträge, 
bei denen eine Zillmerung möglich ist, 3,5 % der Summe der Unter­
schiedsbeträge zwischen dem in Betracht kommenden Kapital der Tätig­
keiten „Leben“ und „betriebliche Altersversorgung“ und den mathema­
tischen Rückstellungen nicht überschreiten. Dieser Unterschiedsbetrag 
wird aber gegebenenfalls um die nicht amortisierten Abschlusskosten 
gekürzt, die auf der Aktivseite erscheinen. 

(5) Die Kommission kann Durchführungsmaßnahmen für die Absätze 
2, 3 und 4 erlassen, um Entwicklungen zu berücksichtigen, die eine 
technische Anpassung der für die Solvabilitätsspanne in Frage kommen­
den Elemente rechtfertigen. 

Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen die­
ser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 21b ge­
nannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Artikel 17b 

Geforderte Solvabilitätsspanne 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 17c bestimmt sich die geforderte Sol­
vabilitätsspanne gemäß den eingegangenen Verbindlichkeiten nach den 
Absätzen 2 bis 6. 

(2) Die geforderte Solvabilitätsspanne entspricht der Summe der bei­
den folgenden Ergebnisse: 

a) erstes Ergebnis: 

Der Betrag, der 4 % der mathematischen Rückstellungen aus dem 
Direktversicherungsgeschäft und aus dem aktiven Rückversiche­
rungsgeschäft ohne Abzug des in Rückversicherung gegebenen An­
teils entspricht, ist mit dem Quotienten zu multiplizieren, der sich für 
das letzte Geschäftsjahr aus dem Betrag der mathematischen Rück­
stellungen abzüglich des in Rückversicherung gegebenen Anteils und 
dem Bruttobetrag der mathematischen Rückstellungen ergibt; dieser 
Quotient darf nicht niedriger als 85 % sein; 

b) zweites Ergebnis: 

Bei den Verträgen, bei denen das Risikokapital nicht negativ ist, 
wird der Betrag, der 0,3 % des von der Einrichtung übernommenen 
Risikokapitals entspricht, mit dem Quotienten multipliziert, der sich 
für das letzte Geschäftsjahr aus dem Risikokapital, das nach Abzug 
des in Rückversicherung oder Retrozession gegebenen Anteils bei 
der Einrichtung verbleibt, und dem Risikokapital ohne Abzug der 
Rückversicherung ergibt; dieser Quotient darf jedoch nicht niedriger 
als 50 % sein. 

Bei kurzfristigen Versicherungen auf den Todesfall mit einer Höchst­
laufzeit von drei Jahren beträgt der Betrag 0,1 %. Bei solchen Ver­
sicherungen mit einer Laufzeit von mehr als drei und bis zu fünf 
Jahren beträgt er 0,15 %. 
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(3) Bei Zusatzversicherungen nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a 
Ziffer iii der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Aus­
übung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabi­
lität II) ( 1 ) entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne der geforderten 
Solvabilitätsspanne für Einrichtungen gemäß Artikel 17d. 

(4) Bei Kapitalisierungsgeschäften nach Artikel 2 Absatz 3 Buch­
stabe b Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG entspricht die geforderte 
Solvabilitätsspanne einem Betrag von 4 % der mathematischen Rück­
stellungen, der nach Absatz 2 Buchstabe a berechnet wird. 

(5) Bei Geschäften nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b Ziffer i der 
Richtlinie 2009/138/EG entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne ei­
nem Betrag von 1 % ihrer Vermögenswerte. 

(6) Bei fondsgebundenen Versicherungen nach Artikel 2 Absatz 3 
Buchstabe a Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG sowie bei Geschäften 
nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b Ziffern iii, iv und v der Richtlinie 
2009/138/EG entspricht die geforderte Solvabilitätsspanne der Summe 
aus folgenden Beträgen: 

a) sofern die Einrichtung ein Anlagerisiko trägt, einem Betrag von 4 % 
der versicherungstechnischen Rückstellungen, der nach Absatz 2 
Buchstabe a berechnet wird; 

b) sofern die Einrichtung zwar kein Anlagerisiko trägt, aber die Zuwei­
sung zur Deckung der Verwaltungskosten für einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren festgelegt wird, einem Betrag von 1 % der 
versicherungstechnischen Rückstellungen, der nach Absatz 2 Buch­
stabe a berechnet wird; 

c) sofern die Einrichtung kein Anlagerisiko trägt und die Zuweisung 
zur Deckung der Verwaltungskosten nicht für einen Zeitraum von 
mehr als fünf Jahren festgelegt wird, einem Betrag von 25 % der 
entsprechenden, diesen Verträgen zurechenbaren Netto-Verwaltungs­
aufwendungen im letzten Geschäftsjahr; 

d) sofern die Einrichtung ein Sterblichkeitsrisiko deckt, einem Betrag 
von 0,3 % des Risikokapitals, der nach Absatz 2 Buchstabe b be­
rechnet wird. 

Artikel 17c 

Garantiefonds 

(1) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass der Garantiefonds aus 
einem Drittel der geforderten Solvabilitätsspanne nach Artikel 17b ge­
bildet wird. Dieser Fonds besteht aus den in Artikel 17a Absätze 2 
und 3 und — unter Einwilligung der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaats — Artikel 17a Absatz 4 Buchstabe b genannten 
Bestandteilen. 

(2) Der Garantiefonds muss mindestens 3 Mio. EUR betragen. Jeder 
Mitgliedstaat kann die Ermäßigung des Mindestgarantiefonds bei Ver­
sicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit und bei Unternehmen, die auf 
dem Gegenseitigkeitsprinzip beruhen, um 25 % vorsehen. 
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Artikel 17d 

Geforderte Solvabilitätsspanne für die Zwecke des Artikels 17b 
Absatz 3 

(1) Die geforderte Solvabilitätsspanne berechnet sich entweder nach 
den jährlichen Prämien- oder Beitragseinnahmen oder nach der mittleren 
Schadensbelastung für die letzten drei Geschäftsjahre. 

(2) Die geforderte Solvabilitätsspanne muss dem höheren der beiden 
in den Absätzen 3 und 4 genannten Indizes entsprechen. 

(3) Der Beitragsindex errechnet sich anhand des jeweils höheren 
Betrags der gebuchten (wie nachstehend berechnet) oder der verdienten 
Bruttoprämien oder -beiträge. 

Es werden die gesamten, zum Soll gestellten Prämien- oder Beitrags­
einnahmen im Direktversicherungsgeschäft des letzten Geschäftsjahres 
(einschließlich Nebeneinnahmen) zusammengerechnet. 

Zu dieser Summe werden die im letzten Geschäftsjahr aus Rückver­
sicherung übernommenen Beiträge addiert. 

Hiervon wird der Gesamtbetrag der im letzten Geschäftsjahr stornierten 
Prämien oder Beiträge sowie der Gesamtbetrag der auf die zusammen­
gerechneten Beitragseinnahmen entfallenden Steuern und Gebühren ab­
gezogen. 

Der sich ergebende Betrag wird in zwei Stufen unterteilt, wobei die 
erste Stufe bis 50 Mio. EUR reicht und die zweite Stufe den darüber­
liegenden Betrag umfasst; die Prozentsätze 18 % der ersten Stufe 
und 16 % der zweiten Stufe werden zusammengerechnet. 

Die so erhaltene Summe wird multipliziert mit dem Quotienten, der sich 
für das betreffende Unternehmen für die letzten drei Geschäftsjahre aus 
den Eigenbehaltschäden nach Abzug der im Rahmen der Rückversiche­
rung einforderbaren Beträge und der Bruttoschadenbelastung ergibt. 
Dieser Quotient darf jedoch nicht niedriger als 50 % sein. 

(4) Der Schadensindex wird wie folgt berechnet: 

Alle Erstattungsleistungen, die für Schäden im Direktversicherungs­
geschäft im Laufe der in Absatz 1 genannten Zeiträume gezahlt wurden, 
ohne Abzug derjenigen Schäden, die zu Lasten der Rückversicherer und 
Retrozessionare gehen, werden zusammengerechnet. 

Zu dieser Summe wird der Betrag der Erstattungsleistungen addiert, der 
für in Rückversicherung oder in Retrozession übernommene Verpflich­
tungen im Laufe der gleichen Zeiträume gezahlt worden ist; ferner 
kommt der Betrag der Rückstellungen für noch nicht abgewickelte Ver­
sicherungsfälle hinzu, der am Ende des letzten Geschäftsjahrs sowohl 
für Direktgeschäfte als auch für in Rückversicherung übernommene 
Verpflichtungen gebildet worden ist. 

Davon abgezogen wird der Betrag der im Laufe der in Absatz 1 ge­
nannten Zeiträume aus Rückgriffen erzielten Einnahmen. 

Abgezogen wird ferner der Betrag der Rückstellungen für noch nicht 
abgewickelte Versicherungsfälle, der zu Beginn des zweiten Geschäfts­
jahres, das dem letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr vorhergeht, ge­
bildet worden ist, und zwar sowohl für Direktgeschäfte als auch für in 
Rückversicherung übernommene Verpflichtungen. 

Ein Drittel des so gebildeten Betrags wird in zwei Stufen unterteilt, 
wobei die erste Stufe bis 35 Mio. EUR reicht und die zweite Stufe 
den darüberliegenden Betrag umfasst; die Prozentsätze 26 % der ersten 
Stufe und 23 % der zweiten Stufe werden zusammengerechnet. 
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Die so erhaltene Summe wird multipliziert mit dem Quotienten, der sich 
für das betreffende Unternehmen für die letzten drei Geschäftsjahre aus 
den Eigenbehaltschäden nach Abzug der im Rahmen der Rückversiche­
rung einforderbaren Beträge und der Bruttoschadenbelastung ergibt. 
Dieser Quotient darf jedoch nicht niedriger als 50 % sein. 

(5) Ist die nach den Absätzen 2, 3 und 4 berechnete Solvabilitäts­
spanne niedriger als die geforderte Solvabilitätsspanne des Vorjahres, so 
muss sie wenigstens dem Betrag der geforderten Solvabilitätsspanne des 
Vorjahrs multipliziert mit dem Quotienten aus dem jeweiligen Betrag 
der versicherungstechnischen Rückstellungen für noch nicht abge­
wickelte Versicherungsfälle am Ende und zu Beginn des letzten Ge­
schäftsjahres entsprechen. Bei der Berechnung der versicherungstech­
nischen Rückstellungen wird die Rückversicherung außer Betracht ge­
lassen; der Quotient darf jedoch in keinem Fall höher als 1 sein. 

▼B 

Artikel 18 

Anlagevorschriften 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Einrichtungen mit 
Standort in ihrem Hoheitsgebiet bei der Anlage der Vermögenswerte 
nach dem allgemeinen Vorsichtsprinzip und insbesondere nach folgen­
den Regeln verfahren: 

a) Die Vermögenswerte sind zum größtmöglichen Nutzen der Versor­
gungsanwärter und Leistungsempfänger anzulegen. Im Falle eines 
möglichen Interessenkonflikts sorgt die Einrichtung oder die Stelle, 
die deren Portfolio verwaltet, dafür, dass die Anlage einzig und 
allein im Interesse der Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger 
erfolgt. 

b) Die Vermögenswerte sind so anzulegen, dass die Sicherheit, Qualität, 
Liquidität und Rentabilität des Portfolios insgesamt gewährleistet ist. 

Vermögenswerte, die zur Bedeckung der versicherungstechnischen 
Rückstellungen gehalten werden, sind nach Art und Dauer in einer 
den erwarteten künftigen Altersversorgungsleistungen entsprechen­
den Weise anzulegen. 

c) Vermögenswerte sind vorrangig an geregelten Märkten anzulegen. 
Anlagen in Vermögenswerten, die nicht zum Handel an geregelten 
Finanzmärkten zugelassen sind, müssen auf jeden Fall auf einem 
vorsichtigen Niveau gehalten werden. 

d) Anlagen in derivativen Finanzinstrumenten sind zulässig, sofern sie 
zur Verringerung von Anlagerisiken oder zur Erleichterung einer 
effizienten Portfolioverwaltung beitragen. Ihr Wert muss mit der 
gebotenen Vorsicht unter Berücksichtigung des Basiswerts angesetzt 
werden und mit in die Bewertung der Vermögenswerte der Einrich­
tung einfließen. Die Einrichtung hat ferner ein übermäßiges Risiko in 
Bezug auf eine einzige Gegenpartei und auf andere Derivate-Ge­
schäfte zu vermeiden. 

e) Die Anlagen sind in angemessener Weise zu streuen, so dass ein 
übermäßiger Rückgriff auf einen bestimmten Vermögenswert oder 
Emittenten oder auf eine bestimmte Unternehmensgruppe und grö­
ßere Risikoballungen in dem Portfolio insgesamt vermieden werden. 
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Anlagen in Vermögenswerten ein und desselben Emittenten oder von 
Emittenten, die derselben Unternehmensgruppe angehören, dürfen 
die Einrichtung nicht einer übermäßigen Risikokonzentration ausset­
zen. 

f) Anlagen in das Trägerunternehmen dürfen 5 % des Gesamtportfolios 
nicht überschreiten; gehört das Trägerunternehmen einer Unterneh­
mensgruppe an, so dürfen die Anlagen in die Unternehmen, die 
derselben Unternehmensgruppe wie das Trägerunternehmen angehö­
ren, 10 % des Gesamtportfolios nicht überschreiten. 

Wird eine Einrichtung von mehreren Unternehmen getragen, sind 
Anlagen in diese Unternehmen mit der gebotenen Vorsicht und unter 
Berücksichtigung des Erfordernisses einer angemessenen Streuung 
zu tätigen. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Anforderungen nach den 
Buchstaben e) und f) nicht auf Anlagen in öffentliche Schuldverschrei­
bungen anzuwenden. 

(2) Der Herkunftsmitgliedstaat untersagt den Einrichtungen, Kredit 
aufzunehmen oder für Dritte als Bürgen einzustehen. Die Mitgliedstaa­
ten können den Einrichtungen jedoch gestatten, ausschließlich zu Liqui­
ditätszwecken und für einen begrenzten Zeitraum in gewissem Umfang 
Kredit aufzunehmen. 

(3) Die Mitgliedstaaten machen den Einrichtungen mit Standort in 
ihrem Hoheitsgebiet in Bezug auf die Wahl der Anlageform keine Vor­
schriften. 

(4) Unbeschadet von Artikel 12 machen die Mitgliedstaaten die An­
lageentscheidungen einer Einrichtung mit Standort in ihrem Hoheits­
gebiet bzw. ihres Anlageverwalters nicht von einer vorherigen Geneh­
migung oder systematischen Mitteilung abhängig. 

(5) Die Mitgliedstaaten können in Übereinstimmung mit den Absät­
zen 1 bis 4 für die Einrichtungen mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet 
ausführlichere Vorschriften, auch quantitativer Art, erlassen, sofern dies 
aus Gründen der Vorsicht geboten ist, um das gesamte Spektrum der 
von diesen Einrichtungen verwalteten Altersversorgungssysteme zu er­
fassen. 

Insbesondere können die Mitgliedstaaten Anlagevorschriften entspre­
chend denen der Richtlinie 2002/83/EG des Rates erlassen. 

Die Mitgliedstaaten hindern Einrichtungen jedoch nicht daran, 

a) bis zu 70 % der die versicherungstechnischen Rückstellungen bede­
ckenden Vermögenswerte bzw. des gesamten Portfolios bei Syste­
men, in denen die Versorgungsanwärter die Anlagerisiken tragen, in 
Aktien, aktienähnlichen begebbaren Wertpapieren und Industrieobli­
gationen anzulegen, die zum Handel an geregelten Märkten zugelas­
sen sind, und über die Gewichtung der Wertpapiere im Anlagenport­
folio selbst zu bestimmen. Sofern dies aus Gründen der Vorsicht 
geboten ist, können die Mitgliedstaaten jedoch eine niedrigere Ober­
grenze für diejenigen Einrichtungen festlegen, die Altersversorgungs­
produkte mit langfristiger Zinssatzgarantie anbieten, das Anlagerisiko 
selbst tragen und die Garantie selbst stellen; 

b) bis zu 30 % der die versicherungstechnischen Rückstellungen bede­
ckenden Vermögenswerte in Vermögenswerten anzulegen, die auf 
andere Währungen als die der Verbindlichkeiten lauten; 

c) in Risikokapitalmärkte zu investieren. 
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(6) Absatz 5 schließt nicht aus, dass die Mitgliedstaaten auch im 
Einzelfall die Anwendung strengerer Anlagevorschriften auf Einrichtun­
gen mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet fordern können, wenn diese 
insbesondere aufgrund der von der Einrichtung eingegangenen Verbind­
lichkeiten aufsichtsrechtlich geboten sind. 

(7) Bei grenzüberschreitender Tätigkeit im Sinne des Artikels 20 
kann die zuständige Behörde jedes Tätigkeitsmitgliedstaats vorschrei­
ben, dass die in Unterabsatz 2 genannten Vorschriften im Herkunfts­
mitgliedstaat für die Einrichtung gelten. In diesem Fall gelten diese 
Vorschriften nur in Bezug auf den Teil der Vermögenswerte der Ein­
richtung, der der in diesem Tätigkeitsmitgliedstaat ausgeführten Ge­
schäftstätigkeit entspricht. Ferner gelten sie nur unter der Vorausset­
zung, dass dieselben oder strengere Vorschriften auch für Einrichtungen 
mit Standort im Tätigkeitsmitgliedstaat gelten. 

Bei den in Unterabsatz 1 genannten Vorschriften handelt es sich um 
Folgende: 

a) Die Einrichtung legt nicht mehr als 30 % dieser Vermögenswerte in 
Aktien, aktienähnlichen Wertpapieren und Schuldverschreibungen 
an, die nicht zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
sind, oder aber sie legt mindestens 70 % dieser Vermögenswerte 
in Aktien, anderen aktienähnlichen Wertpapieren und Schuldver­
schreibungen an, die zum Handel an einem geregelten Markt zuge­
lassen sind. 

b) Die Einrichtung legt nicht mehr als 5 % dieser Vermögenswerte in 
Aktien und anderen aktienähnlichen Wertpapieren, Anleihen, Schuld­
verschreibungen und anderen Geld- und Kapitalmarktinstrumenten 
desselben Unternehmens und nicht mehr als 10 % dieser Ver­
mögenswerte in Aktien und anderen aktienähnlichen Wertpapieren, 
Anleihen, Schuldverschreibungen und anderen Geld- und Kapital­
marktinstrumenten von Unternehmen an, die einer einzigen Unter­
nehmensgruppe angehören. 

c) Die Einrichtung legt nicht mehr als 30 % dieser Vermögenswerte in 
Vermögenswerten an, die auf andere Währungen als die der Ver­
bindlichkeiten lauten. 

Um diesen Anforderungen zu genügen, kann der Herkunftsmitgliedstaat 
die Bildung eines separaten Abrechnungsverbands für die Vermögens­
werte verlangen. 

Artikel 19 

Vermögensverwaltung und -verwahrung 

(1) Die Mitgliedstaaten hindern die Einrichtungen nicht daran, für die 
Verwaltung der Anlage einen Vermögensverwalter zu bestellen, der in 
einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen und gemäß den Richtlinien 
85/611/EWG, 93/22/EWG, 2000/12/EG und 2002/83/EG zur Ausübung 
dieser Tätigkeit ordnungsgemäß zugelassen ist; dasselbe gilt auch für 
die in Artikel 2 Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie genannten Ein­
richtungen und Stellen. 

(2) Die Mitgliedstaaten hindern die Einrichtungen nicht daran, zur 
Verwahrung ihrer Vermögensanlagen einen Treuhänder zu bestellen, 
der in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen und gemäß der Richt­
linie 93/22/EWG bzw. 2000/12/EG zur Ausübung dieser Tätigkeit ord­
nungsgemäß zugelassen oder als Verwahrstelle im Sinne der Richtlinie 
85/611/EWG anerkannt ist. 
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Die Vorschriften dieses Absatzes hindern den Herkunftsmitgliedstaat 
nicht daran, die Bestellung eines Treuhänders oder einer Verwahrstelle 
verbindlich vorzuschreiben. 

(3) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um im 
Einklang mit seinem einzelstaatlichen Recht entsprechend Artikel 14 auf 
Antrag des Herkunftsmitgliedstaats einer Einrichtung die freie Ver­
fügung über Vermögenswerte untersagen zu können, die sich im Besitz 
eines Treuhänders oder einer Verwahrstelle mit Standort in seinem Ho­
heitsgebiet befinden. 

Artikel 20 

Grenzüberschreitende Tätigkeit 

(1) Unbeschadet ihrer nationalen sozial- und arbeitsrechtlichen Vor­
schriften über die Gestaltung der Altersversorgungssysteme, einschließ­
lich der Bestimmungen über die Pflichtmitgliedschaft, und unbeschadet 
der Ergebnisse von Tarifvereinbarungen gestatten die Mitgliedstaaten es 
Unternehmen mit Standort in ihren Hoheitsgebieten, Träger von in an­
deren Mitgliedstaaten zugelassenen Einrichtungen der betrieblichen Al­
tersversorgung zu sein. Sie gestatten es ferner, dass in ihren Hoheits­
gebieten zugelassene Einrichtungen von Unternehmen mit Standort in 
anderen Mitgliedstaaten betrieben werden. 

(2) Eine Einrichtung, die die Trägerschaft durch einen Träger mit 
Standort im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats akzeptieren will, 
hat gemäß Artikel 9 Absatz 5 die vorherige Genehmigung der zustän­
digen Behörden ihres Herkunftsmitgliedstaats einzuholen. Sie teilt ihre 
Absicht, die Trägerschaft eines Trägerunternehmens mit Standort im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu akzeptieren, den zustän­
digen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats mit, in dem sie zugelassen 
ist. 

(3) Der Mitgliedstaat schreibt Einrichtungen mit Standort in seinem 
Hoheitsgebiet, die planen, sich von einem Unternehmen mit Standort in 
einem anderen Mitgliedstaat tragen zu lassen, vor, dass die Mitteilung 
nach Absatz 2 folgende Angaben enthält: 

a) den (die) Tätigkeitsmitgliedstaat(en); 

b) den Namen des Trägerunternehmens; 

c) die Hauptmerkmale des für das Trägerunternehmen zu betreibenden 
Altersversorgungssystems. 

(4) Werden die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats 
nach Absatz 2 unterrichtet und besteht für sie kein Zweifel an der 
Angemessenheit der Verwaltungsstruktur und der Finanzlage der Ein­
richtung sowie der Zuverlässigkeit und fachlichen Qualifikation bzw. 
Berufserfahrung der Führungskräfte im Verhältnis zu dem in dem Tätig­
keitsmitgliedstaat geplanten Vorhaben, übermitteln sie die gemäß Absatz 
3 vorgelegten Angaben binnen drei Monaten nach ihrem Erhalt den 
zuständigen Behörden im Tätigkeitsmitgliedstaat und setzen die Einrich­
tung hiervon in Kenntnis. 
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(5) Bevor die Einrichtung den Betrieb eines Altersversorgungssys­
tems für ein Trägerunternehmen in einem anderen Mitgliedstaat auf­
nimmt, steht den zuständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats 
ein Zeitraum von zwei Monaten ab Erhalt der in Absatz 3 genannten 
Angaben zur Verfügung, um die zuständigen Behörden des Herkunfts­
mitgliedstaats, soweit angezeigt, über die einschlägigen sozial- und ar­
beitsrechtlichen Bestimmungen im Bereich der betrieblichen Altersver­
sorgung zu informieren, die beim Betrieb eines von einem Unternehmen 
im Tätigkeitsmitgliedstaat getragenen Altersversorgungssystems ein­
zuhalten sind, sowie über alle Vorschriften, die gemäß Artikel 18 Ab­
satz 7 und gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels anzuwenden sind. 
Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats teilen der Ein­
richtung diese Angaben mit. 

(6) Nach Erhalt der Mitteilung gemäß Absatz 5 oder bei Nichtäuße­
rung der zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats nach Ablauf 
der in Absatz 5 genannten Frist kann die Einrichtung den Betrieb des 
von einem Unternehmen im Tätigkeitsmitgliedstaat getragenen Alters­
versorgungssystems ►C1 im Einklang mit den sozial- und arbeits­
rechtlichen Vorschriften des Tätigkeitsmitgliedstaats im Bereich der be­
trieblichen Altersversorgung ◄ und allen gemäß Artikel 18 Absatz 7 
und gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels anzuwendenden Vor­
schriften aufnehmen. 

(7) Insbesondere unterliegt eine Einrichtung, deren Träger ein Unter­
nehmen mit Standort in einem anderen Mitgliedstaat ist, gegenüber den 
betreffenden Versorgungsanwärtern auch jeglicher Auskunftspflicht, die 
die zuständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats im Einklang mit 
Artikel 11 für Einrichtungen mit Standort in diesem Mitgliedstaat vor­
schreiben. 

(8) Die zuständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats benach­
richtigen die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats über 
wesentliche Änderungen der arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmun­
gen des Tätigkeitsmitgliedstaats in Bezug auf die betriebliche Alters­
versorgung, die sich auf die Merkmale des Altersversorgungssystems 
auswirken können, soweit dies den Betrieb des von einem Unternehmen 
im Tätigkeitsmitgliedstaat getragenen Altersversorgungssystems betrifft, 
sowie über wesentliche Änderungen von Bestimmungen, die gemäß 
Artikel 18 Absatz 7 und gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels 
anzuwenden sind. 

(9) Die zuständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats über­
wachen außerdem ständig, ob die Tätigkeiten der Einrichtung mit den 
arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften des Tätigkeitsmitgliedstaats 
in Bezug auf betriebliche Altersversorgungssysteme im Sinne von Ab­
satz 5 und den Auskunftspflichten nach Absatz 7 in Einklang stehen. 
Werden dabei Unregelmäßigkeiten festgestellt, so unterrichten die zu­
ständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats unverzüglich die zu­
ständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats. Die zuständigen Be­
hörden des Herkunftsmitgliedstaats treffen in Abstimmung mit den zu­
ständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats die erforderlichen Maß­
nahmen, um sicherzustellen, dass die Einrichtung die festgestellten Ver­
stöße gegen sozial- und arbeitsrechtliche Vorschriften unterbindet. 
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(10) Verletzt die Einrichtung trotz der Maßnahmen der zuständigen 
Behörden des Herkunftsmitgliedstaats — oder weil diese keine geeig­
neten Maßnahmen getroffen haben — weiterhin die geltenden arbeits- 
und sozialrechtlichen Vorschriften des Tätigkeitsmitgliedstaats in Bezug 
auf betriebliche Altersversorgungssysteme, so können die zuständigen 
Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats nach Unterrichtung der zuständi­
gen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats die geeigneten Maßnahmen 
treffen, um weitere Unregelmäßigkeiten zu verhindern oder zu ahnden; 
soweit dies unbedingt erforderlich ist, kann der Einrichtung untersagt 
werden, im Tätigkeitsmitgliedstaat weiter für das Trägerunternehmen 
tätig zu sein. 

▼M2 
(11) Die Mitgliedstaaten unterrichten die EIOPA über ihre nationalen 
Aufsichtsvorschriften, die für den Bereich der betrieblichen Altersver­
sorgungssysteme relevant sind, aber nicht unter die in Absatz 1 genann­
ten nationalen sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften fallen. 

Die Mitgliedstaaten aktualisieren diese Informationen regelmäßig, min­
destens aber alle zwei Jahre, und EIOPA macht diese Informationen auf 
ihrer Website zugänglich. 

Um einheitliche Bedingungen für die Anwendung dieses Absatzes si­
cherzustellen, entwickelt die EIOPA Entwürfe technischer Durchfüh­
rungsstandards, mit denen die Verfahren sowie die Formulare und Mus­
tertexte festgelegt werden, die von den zuständigen Behörden bei der 
Übermittlung der relevanten Informationen an die EIOPA und bei der 
Aktualisierung dieser Informationen zu verwenden sind. Die EIOPA legt 
diese Entwürfe technischer Durchführungsstandards der Kommission 
vor dem 1. Januar 2014 vor. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 3 
genannten technischen Durchführungsstandards nach Artikel 15 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 zu erlassen. 

▼B 

Artikel 21 

▼M2 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, der EIOPA und der 

Kommission 

▼B 
(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten in geeigneter Weise die ein­
heitliche Anwendung dieser Richtlinie durch den regelmäßigen Aus­
tausch von Informationen und Erfahrungen mit dem Ziel, bewährte 
Verfahren in diesem Bereich auszuarbeiten und eine intensivere Koope­
ration zu entwickeln, um auf diese Weise Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden und die Voraussetzungen für eine reibungslose grenzüber­
schreitende Mitgliedschaft zu schaffen. 

(2) Die Kommission und die zuständigen Behörden der Mitgliedstaa­
ten arbeiten eng zusammen, um die Aufsicht über die Tätigkeiten der 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung zu erleichtern. 

▼M2 
(2a) Die zuständigen Behörden arbeiten gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1094/2010 für die Zwecke dieser Richtlinie mit der EIOPA zusam­
men. 

▼B 
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Die zuständigen Behörden stellen der EIOPA gemäß Artikel 35 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 unverzüglich alle für die Ausführung 
ihrer Aufgaben aufgrund dieser Richtlinie und der genannten Verord­
nung erforderlichen Informationen zur Verfügung. 

(3) Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission und die EIOPA 
über erhebliche Schwierigkeiten, die sich bei der Anwendung dieser 
Richtlinie ergeben. 

Die Kommission, die EIOPA und die zuständigen Behörden der betref­
fenden Mitgliedstaaten prüfen diese Schwierigkeiten so schnell wie 
möglich, um eine angemessene Lösung zu finden. 

▼B 
(4) Vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie legt die Kommis­
sion einen Bericht zur Überprüfung folgender Aspekte vor: 

a) Anwendung von Artikel 18 und Fortschritte, die bei der Anpassung 
der nationalen Aufsichtssysteme erzielt worden sind; 

b) Anwendung von Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2, insbesondere die 
Lage in den Mitgliedstaaten in Bezug auf die Bestellung von Ver­
wahrstellen und deren etwaige Rolle. 

(5) Die zuständigen Behörden des Tätigkeitsmitgliedstaats können 
die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats ersuchen, nach 
Artikel 16 Absatz 3 und Artikel 18 Absatz 7 die Bildung eines separa­
ten Abrechnungsverbands für die Verbindlichkeiten und entsprechenden 
Vermögenswerte der Einrichtung zu verlangen. 

▼M1 

Artikel 21a 

Überprüfung des Betrags des Garantiefonds 

(1) Der in Artikel 17c Absatz 2 in Euro festgesetzte Betrag wird 
jährlich, beginnend am 31. Oktober 2012, überprüft, um den von Eu­
rostat veröffentlichten Änderungen der harmonisierten Verbraucherprei­
sindizes aller Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen. 

Der Betrag wird automatisch angepasst, indem der Grundbetrag in Euro 
um die prozentuale Änderung des genannten Indexes in der Zeit zwi­
schen dem 31. Dezember 2009 und dem Zeitpunkt der Überprüfung 
erhöht und auf ein Vielfaches von 100 000 EUR aufgerundet wird. 

Beträgt die prozentuale Veränderung seit der letzten Anpassung weniger 
als 5 %, bleibt der Betrag unverändert. 

(2) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den 
Rat jährlich über die Überprüfung und den nach Absatz 1 angepassten 
Betrag. 

Artikel 21b 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird vom Europäischen Ausschuss für das Ver­
sicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung, der durch den 
Beschluss 2004/9/EG ( 1 ) der Kommission eingesetzt wurde, unterstützt. 

▼M2 
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8. 

▼B 

Artikel 22 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens ab 
dem 23. September 2005 nachzukommen. Sie setzen die Kommission 
unverzüglich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die Anwendung von Artikel 17 Ab­
sätze 1 und 2 auf Einrichtungen mit Standort in ihrem Hoheitsgebiet, 
die zu dem in Absatz 1 dieses Artikels genannten Zeitpunkt nicht über 
das nach Artikel 17 Absätze 1 und 2 vorgeschriebene Mindestmaß an 
aufsichtsrechtlichen Eigenmitteln verfügen, bis zum 23. September 2010 
zurückstellen. Allerdings können Einrichtungen, die Altersversorgungs­
systeme im Sinne von Artikel 20 grenzüberschreitend betreiben wollen, 
dies nur tun, wenn sie die Anforderungen dieser Richtlinie unmittelbar 
erfüllen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können die Anwendung von Artikel 18 Ab­
satz 1 Buchstabe f) auf Einrichtungen mit Standort in ihrem Hoheits­
gebiet bis zum 23. September 2010 zurückstellen. Allerdings können 
Einrichtungen, die Altersversorgungssysteme im Sinne von Artikel 20 
grenzüberschreitend betreiben wollen, dies nur tun, wenn sie die An­
forderungen dieser Richtlinie erfüllen. 

Artikel 23 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 24 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼M1 
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